
,, 1 n der Schulpolitik 
die richtige Mitte finden'' 
Interview mit dem Hessischen Kultusminister Hans Krollmann 
über die reformierte Oberstufe 
und das Verhältnis von Schule und Universität 

(Ma.). Schulpr<>bleme sind in Hessen seit Jahren Gegeristarid allgemeiner 
und besonderer Aufmerksamkeit. Darum glaubt die Redaktion der GI ES­
SENER UNIVERSITÄTSBLÄTTER irn Sirine ihrer Leser zu ha11delr1, 
wenn sie in diesem Heft gleich zwei Beiträge zu diesem Thema bringt. 
Wäh.ren.d im zzveiten Beitrag das aktuelle Problem ,,Schule und Eltern­
rech.t '' au.s der Sicht des V<Jrsitzenderi des Larideselternbeirats von Hes­
sen, Rechtsan.u1alt Gerhard Wenderoth, erörtert u1ird, ist der erste Bei­
trag, das Intervieu1 mit dem Hessischen Kultusmiriister Hans Krollmarin, 
das am 7. Oktober 1977 in Kassel stattfand, vornehmlich aktuellen Proble­
men zwi.schen Schule und Universität geu1idmet. Ein Teil dieses Ge­
sprächs behandelt Fragen der Oberstufenreform. Am 7. Juli 1972 traf die 
Ständige Konferenz der Kultusmi1iister der Länder in der Bundesrepu­
blik Deutschland (KMK) ,, Vereinbarungen. zur Neugestaltung der gym­
nasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II'', die für die Jah.rgangsstufen 
11~13 die Auflösung des Klasseni1erbandes durch ein Kurssystem mit 
Grund- und Leistungskursen vorsehen und bei den Unterrichtsfächer11 
einen vergleichsweise schmalen Pflichtbereich mit einem großen Wahlbe­
reich kombinieren, so daß den Schülern ein beträchtlicher Spielraum für 
eine indii1iduelle Stundenplangestaltung für Schwerpunktbildungen 
nach Wahl und für früh.e Spezialisierungen eröffnet wird. Die Umstel-
lung sollte bis 1976 abgeschlossen sein. Es ist also fällig, die Erfahrungen 
mit dieser Oberstufenreform zu sichten und dabei insbesondere auch zu 
überlegen, welche Probleme durch diese Schulreform auf die Universitä­
ten zukommen: im Kern geht es um die Frage, ob es nötig ist oder nicht 
nötig ist, diese Reform zu reformieren. Die Westdeutsche Rektorenkonfe­
renz (WRK) hat am 5. Juli 1977 einschlägige,, Thesen zur Weiterentwick­
lung der neugestalteten gymnasialen Oberstufe'' verabschiedet, die in die­
sem Interview zur Sprache kommen. So ergibt sich auch von dorther eine 
besondere Aktualität des Gesprächs der GIESSENER UNIVERSI­
TATSBLÄTTER mitdem Hessischen Kultusminister, der zum Zeitpunkt 
des Interviews turnusmäßig zugleich Präsident der Ständigen Konferenz 
der Kultusminister(KMK) war. 
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Rr~f).,\KTI()N: Herr N1inister. Fortschritt ist gewiß 11icht immer. 
weih! abl'l" Zll\\'t:'iJerl ciiL' r:r·setZllllg von Sc~hwierigkeite11 dt1rch a11dere 
Sc·l1wi<:,rigkeitE'I1, Scl h<it die Ref'orm de1· gymnasialen Oberstufe, die von 
den Kultusn1inistE'rn 1llle1· Län(ler beschlossen worden ist, nicht nur 
J>r<>hlt'rr1e geli:>st. soncle1·n llttc:h Proble1ne erzeugt., nicht zuletzt fü1· die 
U11iversitiiten. clit' 1\bsolvente11 dieser Oberstufe aufnehmen müssen. 
Wiih1·e11d cliE~ ][1t1fe11de U 11iversitäts1·eform im Bereich des Grundstudi­
tirns Tender1z1?n zur Verschulu11g der Universität verstärkt, bringt die 
Rc~fc1rn1 der g;,·n111asiale11 Oherstt1fe ei11e Akademisierung der Schule. 
r:rgänzen sicl1 \)eidc' Reformen wirklich und laufen sie aufeinander zu, 
c1dt'r widersprechen sie einan<le1· und laufen sie aneinander vorbei? 

KR()J,LMA1VN: Ich möchte unser Problem ein wenig relativierer1. Ich 
h;1he im Sc1mmersemester 1950 die Universität Münster besucht. J)amals 
taugte11 die Ahitt1rienten ············hieß es ·····~·· ,,überhat1pt nichts''. Es wurden 
Prc1päcleutika eingerichtet, um die zur wissenschaftlichen Arbeit angeb­
licl1 unf'ähigen Abiturienten im nachhinein zu qt1alifizieren. Die Bilder 
von damals und heute gleichen sich höchst merkwürdig. In der Tat ist 
dieses in seinem Kern durchaus reale Problem Ausgangspunkt für die 
Einführung der reformierten Oberstufe gewesen. 
Ein zweiter Grund war die fehlende Motivation und Leistungsverweige­
rung von Abiturienten am Ende der 60er Jahre. Um ihr zu begegnen, 
mußte man rechtzeitig den jungen Menschen an einer gymnasialen 
Oberstufe die Chance geben, sich im Hinblick auf ihre Interessen zu 
spezialisieren. Ich will die damit verbundenen Probleme nicht leugnen, 
aber ich glaube, weniger Absolutheit in der Betrachtung der Ergebnisse 
dieser Reform würde uns allen guttun, zumal wir noch ziemlich am 
Anfang sind. 
Besonders wichtig ist, daß ein lernfähiges System geschaffen wurde, das 
sich durch die Rückmeldung von Erfahrungen aus der Universität ver­
bessert. Studienreform und neue gymnasiale Oberstufe können- auf ein 
gemeinsames Ziel zulaufen, wenngleich hier noch Hemmnisse bestehen. 
Ich halte die neue gymnasiale Oberstufe durchaus für einen richtigen 
Schritt in die richtige Richtung. Allerdings bestimmt nicht für der Weis­
heit letzter Schluß, was die Umsetzung im einzelnen angeht. 

REDAKTION: Alle Schulreformen der letzten Jahre intendieren, wich­
tige Lebensentscheidungen später zu legen. Die Oberstufenreform aber 
vorverlegt eine Spezialisierungsentscheidung au.f das 16. Lebensjahr, 
mit der Studienanfänger im 20. Lebensjahr schon immer erhebliche 
Schwierigkeiten hatten. Ist das nicht ein Konsequenzbruch in der Re­
form und. eine Uberforderung der Jugendlichen? 



KROLLMANN: Ich bezweifle, ob man das so sagen kann, wenn fast in1 
gleichen Atemzug vorher sowohl von Verschulung der Universität wie 
Akademisierung der Schule gesprochen wurde. Ich möchte I<~ragezei­
chen hinter beides setzen. 

Einer zu engen Spezialisierung wird an de1· neuen gymnasialen Obe1·stu­
fe durch einen breiten Sockel von obligatorischen Grundkursen entge­
gengewirkt. Freilich müssen wi1· die richtige Mitte finden zwischen ei­
ner breiten Allgemeinbildung und der Spezialisierung ················ wobei ich un­
ter Allgemeinbildung nicht nur die Humaniora verstehe, sonder11 ganz 
bewußt auch den Zugang zu Polytechnik, Arbeitslehre, Kunst un(l Mu­
sik. Daß es zum einen ocler andern Ausschläge geben kann, will ich 
nicht bestreiten. Ein Extren1 verkörperte das typische humanistische 
Gymnasium····- manche blicken ja heute fast verklärt auf diese Einseitig­
keit zurück ··-, den Ausschlag in die Gegenrichtung gibt es sicher in 
Einzelfällen bei der neuen gymnasialen Oberstufe. Wir bemühen uns, 
die Mitte zu fin(len. 

Ich will eins noch hinzusetzen: Schule wie neue gymnasiale Oberstufe 
dürfen nicht ausschließlich von den Erfordernissen der Universität her 
gesehen werden. In den kommenden Jahren wird die Studierwilligkeit 
der Abiturientenjahrgänge zurückgehen ·- sei es aus Unlust am Stu­
dium, sei es aus objektiven Zwängen. Statt rd. 100°/o werden vielleicht 
nur noch die Hälfte der Abiturienten studieren wollen bzw. studieren 
können. Schule und neue gymnasiale Oberstufe müssen deshalb mehr 
bieten als den Universitätszugang. Erforderlich ist, daß der Schulab­
schluß stärker als bisher eine Offnung zur Arbeitswelt darstellt, daß 
man wirklich etwas damit anfangen kann. 

REDAKTION: Herr Minister, uns interessieren natürlich primär ich 
gebe zu, daß dabei auch etwas Betriebsblindheit im Spiel sein kann -
die Probleme, die auf die Universität zukommen. Schwierigkeiten träch­
tig erscheint mir in dieser Hinsicht die auf das 11. Schuljahr vorgezoge­
ne individuelle Schwerpunktbildung. Denn womöglich geht diese Früh­
spezialisierung zu Lasten der allgemeinen Studierfähigkeit, die allein 
durch einen Fundus gleicher Grundkenntnisse erheblicher Breite und 
erheblichen Niveaus gewährleistet werden kann: Ihn müssen insbe­
sondere auch angesichts der Forderung nach ,,Polyvalenz'' der Studien 
(Sicherung ihres Wertes für ein breites Spektrum an Berufsmöglichkei­
ten) die Universitätsstudiengänge voraussetzen. Die reformierte 
Oberstufe aber liefert jetzt zwangsläufig in wachsendem Maße Absol­
venten mit in Niveau und Inhalt weit divergierenden Punktualsachver­
ständigkeiten. 9 
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Ich möchte das an einem Beispiel konkretisieren: Nicht nur die jetzt so 
gen<innter1 K t1ltur- und Spr<:ichwissenschaften haben eine historische 
J)imensior1 , nicht nur sie müssen an der Universität ein Minimum an 
,;\]]g(•meir1k('nntnis der Geschichte voraussetzen. Die reformierte Ober­
stuf"e <ll)e1· produziert günstigstenfalls Projektexperten mit stark diver­
gierer1de11 Schwerpu11ktken11tnissen: Das Existenzminimum an allge­
n1eirit:~1· (}escl1ichtskenntnis geht verloren. Was tun? 

KR()/J/,l'vfANN: Wir hatten doch früher das sogenannte zweigorientier­
tt:• (}.';mn11sium. ttnd dort begann genau hinter der Jahrgangsstufe 11 die 
eigentliche Spezialisierung. Anstelle der Zweigorientierung haben wir 
jetzt die neue gymnasiale Oberstufe mit den Kurswahlmöglichkeiten. 
l)as l1eißt, der Sprung von der einen in die andere Qualität ist kein so 
großer wie clas hät1fig dargestellt wird. 

[)as Problem ist, ob wir mit 11 oder vielleicht mit 12 Schuljahren das für 
clie generelle Studierfähigkeit notwendige Maß an Allgemeinbildung -
tim hier cliesen etwas altmodischen Ausdruck zu gebrauchen errei­
chen können. Dies ist eigentlich mein Lieblingsthema, ein Thema, das 
mich nicht losläßt. Wir leisten uns im Unterschied zu europäischen 
Nachbarländern ·-- 13 Jahre Vollzeitschule. Könnte man nicht wenig­
stens das letzte Jahr entweder als Universitätspropädeutikum oder aber 
als verstärkt berufsvorbereitenden Abschnitt konzipieren? Beispiele da­
für gibt es im europäischen Ausland, z.B. in Schweden. Das macht mich 
nachdenklich. Vielleicht sollte die starke Spezialisierung erst im 13 .. 
Schuljahr einsetzen; dann wäre eine sehr weitgehende Wahlmöglichkeit· 
sicher voll vertretbar. 

Hier stellt sich wiederum die Frage: Wo ist die richtige, die vernünftige· .. 
Mitte? Eltern und Pädagogen diskutieren oft, ob es sinnvoll ist, nach:. 

der zehnten Klasse den Schüler aus dem Klassenverband herauszuholen••• 
und in ein Kurssystem hineinzuwerfen. Gibt es da nicht Orientierungs- ·i 

• :1 

probleme, die denen von Studienanfängern ähnlich sind? Dem begegnen i 
wir durch ein besonders ,,tutorial'' angelegtes erstes ,,Semester'' im elf-;! 
ten Jahrgang. Darüber hinaus wird diskutiert, ob der Klassenverband il 

: -:\ 

auch im zweiten ,,Semester'' der Stufe 11 beibehalten werden soll. :~ 
','j!,: 

Ich höre dann allerdings von Pädagogen, daß die jungen Leute keine;I 
Lernmotivation zeigten, wenn das erste Semester noch nicht so richtig~ 
für das künftige Ergebnis zählt. Man kann sich dann wirklich nur fra-~f' 
gen, wie es eigentlich mit der Pädagogik aussieht. il, 

"''0 

I~ealtypis:h kön~t~ ~eh mir jedenfalls vorstellen, daß auf einen mög·J · 
liehst wenig spez1al1s1erten Ausbildungssockel, der an unseren höheren!:W:· 
Schulen 12 Jahre dauert, ein 13. Jahr gesetzt wird, das entweder unive!!„';lf. 

_ --:_,:;r11t 
,''::::;:t:1~ ' 

' ' , ', _-: ,,;;äfs ' 
' ' '" '<\: :- _- t':S;lt; 
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sitäts- oder berufsbezogene Kenntnisse in besonders großem Umfa11g in 
einem Kurssystem vermittelt. 

REDAKTION: Gehört zu einem breit angelegten Ausbildungssockel 
nicht auch ein Minimum an Geschichtskenntnissen'? Geschichte als ei­
genständiges Fach verschwindet aber bereits in der Sekundarstufe I (lt. 
Stundentafelerlaß vom 28. Mai 1976). Ist das eigentlich kompatibel mit 
Art.56, Abs.5 der Verfassung des Landes Hessen? D()rt heißt es u.~1.: 
,,Der Geschichtsunterricht muß auf getreue, unverfälschte Darstellung 
der Vergangenheit gerichtet sein." l,iegt nicht der Schluß nahe, daß 
Geschichtsunterricht verfassungsmäßig garantiert ist? 

KROLLMANN: Die verfassungsmäßige Garantie erstreckt sich nach 
meiner Uberzeugung darauf, daß genau den1, was Art. 56 der Hessischen 
Verfassung meint, Rechnung getragen wird, nämlich daß Geschichts­
kenntnisse vermittelt werden, die nicht einseitig auf kriegerische Ereig­
nisse und ,,große Männer'' begrenzt sind. Der Verfassungsgeber hat 
nicht ein Fach im f'ächerkanon der Schule festgeschrieben, sondern ein 
Erziehungs- und l,ernziel bestimmt. Dazu gehört die Aufnahmebereit­
schaft für die Tatsache, daß der Mensch ein geschichtliches Wesen ist, 
daß er in einem geschichtlichen Kontext, einem geschichtlichen Zusam­
menhang steht. 
Ich will mich jetzt nicht damit aufhalten, zu prüfen, wie das jemals 
früher geweckt worden ist. Ich habe Schule nlitgemacht, die bestand aus 
dem Abfragen sämtlicher Geschichtsdaten bis 1462. Ich habe aber auch 
Schule als schon relativ früh Erwachsener nach 1945 mitgemacht, die 
das genaue Gegenteil darstellte . 

• 

Von der Verfassung ist nicht das Fach garantiert, sondern ein nicht 
leicht zu definierendes Maß an Geschichtskenntnissen. Der zweite 
Punkt ist: Wir sind zur Zeit in einer Phase des Umbruchs der Betrach­
tung des Rechtsinstituts Schule. Wir lösen uns aus dem Begriff des 
,,besonderen Gewaltverhältnisses'', den die Schule interessanterweise 
mit dem Strafvollzug gemeinsam hatte, und kommen zu der Erkenntnis, 
daß in der Schule die wesentlichen Dinge durch förmliches Gesetz, also 
durch Einschreiten des Parlaments, definiert werden müssen. Gesell­
schaftslehre als Kooperation der drei Fächer Geschichte, Geographie 
und Erdkunde wurde allerdings noch kraft Erlasses eingeführt. Das 
Fach Gemeinschaftskunde in der neuen gymnasialen Oberstufe ist hin­
gegen gesetzlich verankert. Wir haben zur Zeit ein Gesetz in Arbeit, das 
im November in den Landtag gehen wird, das die Rechtsgrundlage fur 
Gesellschaftslehre, d. h. für die Kooperation dieser drei Fächer auch in 
der Sekundarstufe 1 bringt. 11 
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Ich möchte das an einem Beispiel ko11kretisieren: Nicl1t nur die jetzt so 
genannten Kt1ltur- u11d Spr~l(~hwissenschaften haben eine historische 
Dimension, nicht nur sie müssen an der Universität ein Minimt1m an 
1\llgemeinkenntnis der Geschichte vorat1ssetzen. Die reformierte Ober­
stufe ~1be1· prodt1ziert günstigstenfalls l)rojektexperten mit stark diver­
gierenden Sc'.hwerpunktkenntnissen: Das Existenzminimum an allge­
mei11er (}eschich tskenntnis geht verloren. Was tun? 

KROLLMANN: Wir hatten doch früher das sogenannte zweigorientier­
te Gymnasium, und dort begann genau hinter der Jahrgangsstufe 11 die 
eigentliche Spezialisierung. Anstelle der Zweigorientierung haben wir 
jetzt clie nE:~ue gymnasiale Oberstufe mit den Kurswahlmöglichkeiten. 
Das heißt, der Spru11g von der einen in die andere Qualität ist kein so 
großer wie das häufig dargestellt wird. 

Das Problem ist, ob wir mit 11 oder vielleicht mit 12 Schuljahren das für 
die generelle Studierfähigkeit notwendige Maß an Allgemeinbildung -
um hier cliesen etwas altmodischen Ausdruck zu gebrauchen - errei­
chen können. f)ies ist eigentlich mein Lieblingsthema, ein Thema, das 
mich nicht losläßt. Wir leisten uns - im Unterschied zu europäischen 
Nachbarländern - 13 Jahre Vollzeitschule. Könnte man nicht wenig­
stens das letzte Jahr entweder als Universitätspropädeutikum oder aber 
als verstärkt berufsvorbereitenden Abschnitt konzipieren? Beispiele da­
für gibt es im europäischen Ausland, z.B. in Schweden. Das macht mich 
nachdenklich. Vielleicht sollte die starke Spezialisierung erst im 13. 
Schuljahr einsetzen; dann wäre eine sehr weitgehende Wahlmöglichkeit 
sicher voll vertretbar. 

Hier stellt sich wiederum die Frage: Wo ist die richtige, die vernünftige 
Mitte? Eltern und Pädagogen diskutieren oft, ob es sinnvoll ist, nach 
der zehnten Klasse den Schüler aus dem Klassenverband herauszuholen 
und in ein Kurssystem hineinzuwerfen. Gibt es da nicht Orientierungs-
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probleme, die denen von Studienanfängern ähnlich sind? Dem begegnen 
wir durch ein besonders ,,tutorial'' angelegtes erstes ,,Semester'' im elf­
ten Jahrgang. Darüber hinaus wird diskutiert, ob der Klassenverband 
auch im zweiten ,,Semester'' der Stufe 11 beibehalten werden soll. 

Ich höre dann allerdings von Pädagogen, daß die jungen Leute keine 
Lernmotivation zeigten, wenn das erste Semester noch nicht so richtig 
für das künftige Ergebnis zählt. Man kann sich dann wirklich nur fra­
gen, wie es eigentlich mit der Pädagogik aussieht. 

Idealtypisch könnte ich mir jedenfalls vorstellen, daß auf einen mög­
lichst wenig spezialisierten Ausbildungssockel, der an unseren höheren 
Schulen 12 Jahre dauert, ein 13. Jahr gesetzt wird, das entweder univer-



sitäts- oder berufsbezogene Kenntnisse in besonders großen1 Un1f~1ng i11 
einem Kurssystem vermittelt. 

REDAKTION: Gehört zu einem breit angelegten i\usbildungssockel 
nicht auch ein Minimum an C.ieschicl1tskenntnissen? Geschicl1te als ei­
genständiges Fach verschwi11det aber bereits in der Sekundarstufe 1 (lt. 
Stundentafelerlaß vom 28. Mai 1976). Ist das eigentlich kompatibel mit 
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Geschichtsunterricht verfassungsmäßig garantiert ist? 

KROLLMANN: Die verfassungsmäßige Garantie erstreckt sich nach 
meiner Uberzeugung darauf, daß genau dem, was Art. 56 der Hessischen 
Verfassung meint, Rechnung getragen wird, nämlich daß Geschichts­
kenntnisse vermittelt werden, die nicht einseitig auf kriegerische Ereig­
nisse und ,,große Männer'' begrenzt sind. Der Verfassungsgeber hat 
nicht ein Fach im Fächerkanon der Schule festgeschrieben, sondern ein 
Erziehungs- und Lernziel bestimmt. Dazu gehört die Aufnahmebereit­
schaft für die Tatsache, daß der Mensch ein geschichtliches Wesen ist, 
daß er in einem geschichtlichen Kontext, einem geschichtlichen Zusam­
menhang steht. 
Ich will mich jetzt nicht damit aufhalten, zu prüfen, wie das jemals 
früher geweckt worden ist. Ich habe Schule mitgemacht, die bestand aus 
dem Abfragen sämtlicher Geschichtsdaten bis 1462. Ich habe aber auch 
Schule als schon relativ früh Erwachsener nach 1945 mitgemacht, die 
das genaue Gegenteil darstellte. 
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Von der Verfassung ist nicht das Fach garantiert, sondern ein nicht 
leicht zu definierendes Maß an Geschichtskenntnissen. Der zweite 
Punkt ist: Wir sind zur Zeit in einer Phase des Umbruchs der Betrach­
tung des Rechtsinstituts Schule. Wir lösen uns aus dem Begriff des 
,,besonderen Gewaltverhältnisses'', den die Schule interessanterweise 
mit dem Strafvollzug gemeinsam hatte, und kommen zu der Erkenntnis, 
daß in der Schule die wesentlichen Dinge durch förmliches Gesetz, also 
durch Einschreiten des Parlaments, definiert werden müssen. Gesell­
schaftslehre als Kooperation der drei Fächer Geschichte, Geographie 
und Erdkunde wurde allerdings noch kraft Erlasses eingeführt. Das 
Fach Gemeinschaftskunde in der neuen gymnasialen Oberstufe ist hin­
gegen gesetzlich verankert. Wir haben zur Zeit ein Gesetz in Arbeit, das 
im November in. den Lax:ldta:g gehen wird, das die Rechtsgrundlage für 

... · Gesell$Ch~l-l\~,·t1 •. l\~ ~die.Kooperation dieser drei Fächer auch in 
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Die Basis für eine Spezialisierung, wie auch immer sie aussehen mag, ob 
sie nun schon hinter dem 10. Jahr oder ob sie erst-·· was meine Inten-
tion wäre ...... hintei· den1 12. Jahr liegt, mt1ß ein möglichst breites, gründ-
liches Wissen um geschichtliche und wirtschaftliche Zusammenhänge 
gleichermaßen sein. J)as bemühen wir uns zustande zu bringen durch 
Rahmenrichtlinien, über die wir mit Historikern, Geographen, Soziolo­
gen sowie Politologen seit ,Jahren diskutieren, t1nd die an einigen Schu­
len erprobt werden. Interesst1nt ist es, daß bei dieser Diskussion nicht 
nur die Historiker und Geographen, so11dern auch die Soziologen und 
Politologen fürchten, d~1ß il1re spezifischen Gesichtspunkte zu kurz 
kommen. Aber wir sind auf dem Wege, die ,,richtige Mitte'' zu 

finden. 
Beispielsweise halte ich es für ein Manko unseres Unterrichts, daß die 
geschichtlichen Wurzeln unserer heutigen arbeitsteiligen Gesellschaft 
in der Bundes1·epublik nicht hinreichend bewußt gemacht werden. Die 
Zeit vor cle11 spektakulären Ereignisse11 der Revolution von 1848 z.B. ist 
bislang unterbelichtet, obwohl das für das Verständnis des späteren 
Preußen ebens<) wichtig ist wie für das Verstehen der heutigen Gesell­
schaft. Da gehört die Geschichte der Arbeiterbewegung, um es einmal 
ganz klar zu machen, gerade so hinein, wie die in meinem Sinne wirkli­
che reale Geschichte der J<~ntwicklung von Bürgertum in der Bundesre­

publik. 
Das alles wircl Gegenstand der Lehrpläne sein, und ich glaube kaum, 
daß man uns vorwerfen kann, wir eliminierten die Geschichte aus dem 

Fächerkanon. 

REDAKTION: Wie ist es aber mit den Fremdsprachenkenntnissen? In 
Hessen ist jetzt ein gültiges Abiturzeugnis möglich, das nur eine Fremd­
sprachennote aufweist. Paßt das in eine Zeit, in der nicht nur durch 
wirtschaftlich-politische Zusammenschlüsse (EWG) und zugleich auch 
für das wissenschaftliche Arbeiten Fremdsprachenkenntnisse immer 
wichtiger werden, sondern auch in weiten Bereichen Polyvalen.z mit 
Polyglottie praktisch identisch wird? 

KROLLMANN: Vorweg: In Hessen wie in anderen Bundesländern muß 
zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife Unterricht in einer zweiten 
Fremdsprache nachgewiesen werden. In der neugestalteten gymnasia­
len Oberstufe wird auch das Erlernen der zweiten Fremdsprache für 
Schüler anderer Schulformen festgelegt, die mit nur einer Fremdspra­
che in die Jahrgangsstufe 11 der gymnasialen Oberstufe eintreten: das 
Problem des Quereinstieges aus dem Realschulabschluß. Die Kultusmi~ 
nisterkonferenz hat festgestellt, daß in allen Bundesländern 8().-.90% 



der Schüler clie erste I<"remclsprache erler11en und bis ztim E11de cle1· Jal11·­
gangsstufe 13 betreiben. Mehr Schüler als bisher lernen zusätzlich eine 
neueinsetzende zweite und dritte F1·en1dsprache. Insofern orientiert sich 
die neugestaltete gymnasiale Oberstufe stärker an den Interessen cler 
Schüler. 
Im zweigorientierten Gymnasi u1n der Vergangenheit war es je n~1ch 
Zweig üblich, bereits in Klasse 11oder12 eine Fremdsprache abzuschlie­
ßen. Von keiner Seite ist in diesem Fall jemals die Studierfähigkeit de1· 
Abiturienten bezweifelt worden. Im übrigen haben wir in Gesprächen 
mit der Westdeutschen Rektorenkonferenz festgestellt, daß deren Anlie­
gen in bezug auf die Fremdsprache11 in der neugestalteten gymnasialen 
Oberstufe erfüllt ist. 
Meine persönliche Meinung ist: Ohne Zweifel ist es notwendig, mög­
lichst viele unserer Menschen, ganz gleich, wo sie zur Schule gehen, 
welchen Abschluß sie machen, mit verwendbaren Kenntnissen ei11er 
Fremdsprache auszustatten. Es ist klar, daß dabei Englisch in Konkur­
renz mit Französisch steht: Zur Zeit steht aber Englisch ganz vorn. Ich 
bin zwar dafür, polyglott zu bleiben, würde aber sehr deutlich einer 
Fremdsprache den Vorzug geben, so daß sie wirklich benutzbar wird. 
Wenn ich vor die Frage gestellt bin, ob eine Fremdsprache wirklich bis 
zur Verwendbarkeit betrieben wird und eine andere so, daß man sich 
zurecht findet, dann würde ich mich eindeutig für dieses Modell ent­
scheiden, anstatt zwei Sprachen nur oberflächlich zu fördern. 

REDAKTION: Wer soll eigentlich den Verlust des Existenzminimums 
an Allgemeinkenntnissen, den Sie bestritten haben, kompensieren? Ei­
ne Kompensation im Grundstudium der Universität würde natürlich mit 

~ 

den legitimen Bestrebungen, das Studium zu straffen, in Konflikt gera-
ten! 

KROLLMANN: Wenn ein solcher Verlust bestünde! Ich habe mich be­
müht, zu begründen, warum ich dieses ,,Wenn'' verneine. 

REDAKTION: Wie stehen Sie zu den Thesen der 122. Westdeutschen 
Rektorenkonferenz zur Weiterentwicklung der neugestalteten gymna­
sialen Oberstufe? Mich würde interessieren, sowohl was Sie als Herr 
Krolimann, wie auch, was Sie als Hessischer Kultusminister, wie auch 

• 

natürlich, was Sie als der Präsident der Kultusministerkonferenz dazu 
sagen. 

KROLLMANN: Der Bräsident de!" Kultusministerkonferenz kann ei­

gentlich nurv~r"'•~-~.·-~~-j••.-~JfeXultusministerkonferenz gesagt 
' ' ' ' ' „ ',' ' '' -',' ,, /' ' ', " ' 
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hat. Dies war: Es gibt kein verr1ünftiges Argument, zurückzugehen hin­
ter das, was wir an Reforn1schritten gemacht haben, und wir stellen 

weite1· fest, daß die zunäcl1st sehr dramatisch aussehenden Differenzen 
zwischen der WRK ur1cl dem Inhalt der Reforn1 nicht so dramatisch sind, 

wie es zunächst cler1 Anschei11 hatte. 
Alle Kultusn1inistc~r waren der Auffass11ng, daß der G1·undgedanke der 
Obt~rstufenrefc>rn1 i·ichtig sei, 11nd daß die Lernfähigkeit des Systems, die 

clie WRK verlangt, durchat1s vorhar1den ist. 
l\ls Person uncl als Hessiscl1er Minister kann ich nur noch einmal und 
mit grc>ßem Nac:hclruck dar11uf· ver·weisen, daß die gymnasiale Oberstufe 
nicht nur den Zugang zttr Universitiit bieten soll, sondern auch die 
l\1öglic:hkeit dt'S di1·ekte11 Zt1ga11gs in das Berufsleben. Zulassungsbe­
schränkunge11 oder Zwc„ifel an der Honc)rierung eines akademischen Ab­
S(:l1lusses fi_il1ren dazt1, daß eine zunehn1ende Zahl von Abiturienten an­
dere beruflicl1e Mi)glic:hkeiten su(:ht. l)en1 haben wir in Hessen u. a. 
durch die r:inführung cler ber·uflichen Oberstufe, durch Berufsschulab­
schlüsse mit r'acl1hochsc:hulreif'e und Hochschulreife Rechnung getra­
gen. 

Rr:I)1\KTJC)N: Um noch c~ir11nal auf clie WRK-Thesen zur reformierten 

Oberstt1fe zt1rückz11kc>1nn1en: Wie steher1 Sie zu den dort vorgeschlage­
ner1 Anclert1ngen ') Ic:h cienke dab(~i an die Ausweitung des Pflichtberei­
cl1es gegenüber dem W l1hll)ereic:l1 im Verhältnis 3: 1 11nd die weitgehen­
dt~ F'estlegung cies r'äc:l1e1·k1111t>11s irn Pflicl1tbereich: Deutsch, Mathema­
tik, zwei F'remdspr11chc~r1 llUS r:11glisch, Fr11nzösiscl1, J,ateir1, zwei natur­
wissE~nschaftlic:hc~ Fäc:l1er 11us I~ic)lc>git~, Chemie, Physik. J)er Wahlbe­

reich soll die Mc)glic:hkeit biete11, r'äc:her des Pflichtbereichs Zll Lei­
stt1ngskurse11 aufzustocken und ggf. ei11e clritte Naturwissenschaft oder 
dritte r~remds1Jr11c:l1t~ hinzt1zunehmen. 

Kll()[,f,M1-1NN: ,J11, c!as sind die~ wesentlichen Forderungen. Gerade für 
sie gilt, was wir in der KMK, bei der ich ja den Vorsitz hatte, einstimmig 
feststellte11: r:s gibt wesentlicl1e UlJe1·ei11stimmt1ngen insbesondere zwi­
scht~r1 u11seren1 U!Jereinkc>mme11 zur einheitlichen l)urchführung der 
OberstufenvereinlJa1·t1ng vc>rn 2. (). 1977 und den Thesen der WRK vor 
allem in bezug auf der Struktur cier Oberstufe, den Fächerkanon des 
Pflichtbereichs u11d i11 den Bc~stimmur1gen der Quergestaltung der Ober­
stufe. Wir en1pfincien dabei die Vorschläge der WRK durchaus kon­

struktiv. Nur haben wir zugleich festgestellt, daß viele Feststellungen 
der WRK über die Lage an den Oberstufen der tatsächlichen Lage und 
Erlaßlage nicht entsprechen. Aber wir bewegen uns nicht auseinander, 
sor1dern wir bewegen uns aufeinandt-,r zu. Wie ich schon vorhin sagte, 

• 
' 

. 
' i 

' • 
1 
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kommt es darauf an, die richtige Mitte zu finden. Es hat wohl keinen 
Sinn, jetzt ins andere Extrem zu kippen, von den eröffneten Wahlmög­
lichkeiten wieder voll abzugehen und sie nur auf dem Papier bestehen zu 
lassen. 

Im übrigen sind nach der bestehenden Rechtslage die Wahlmöglichkei­
ten gar nicht so groß. Auch werden die formal vorhandenen Alternati­
ven durch zahlreiche Zwänge in der Schulwirklichkeit eingeschränkt. 
Sie resultieren vor allem aus den von uns gesetzten Pflichtanteilen in 
den Grundleistungsfächern und nicht zuletzt aus dem tatsächlichen An­
gebot. Es würde in dieser Diskussion weiterhelfen, einmal n1it den Be­
troffenen selbst zu reden. Dazu sollten Universitätsprofessoren auch 
Zeit finden. 

REDAKTION: Herr Minister, verschärft nicht der Druck von Zulas­
sungsbeschränkungen alle diese Schwierigkeiten mit der Frühspeziali­
sierung? Häufig werden die durch Schüler neigungshalber oder als Weg 
des geringsten Widerstands zum optimalen Abiturnotendurchschnitt ge­
wählten Spezialisie~ungen uneffektiv, weil sie die diesen Spezialisierun­
gen entsprechenden Universitätsfächer aus Numerus-claustts-Gründen 
dann doch nicht studieren können. 

KROLLMANN: Ich sehe das insofern ähnlich, als ich sehr genau weiß, 
daß die Zulassungsbeschränkungen das Funktionieren von Schule über­
haupt in Frage stellen. Dies wirkt hinein nicht nur in die neue gymna­
siale Oberstufe, das schlägt heute durch bis in die Grundstufe. Elte1·n 
von Schülern in der 3. und 4. Klasse unterhalten sich schon darüber, ob 
zwischen der 3. und der 4. Klasse ein Leistungsabfall im Notendurch­
schnitt stattgefunden hat. Das stört jeden vernünftigen Ansatz. Manche 
Lehrer produzieren dann, um den Erwartungen von Eltern zu genügen, 
mehr gute Noten in Deutsch, in Mathematik, als es vielleicht sinnvoll 
wäre. Mit anderen Worten: Die neue gymnasiale Oberstufe setzt eigent­
lich den offenen Zugang zur Universität voraus. 
Das impliziert Kapazitätsprobleme und mehr denn je das Verhältnis 
zwischen Universitäts- und Beschäftigungssystem. Die realen Berufs­
chancen wirken heute viel stärker in die Schule hinein als alles, was wir 
an Aufklärungsbroschüren jemals produziert haben. Jeder junge Mann, 
jede junge Frau, die nach ihren Berufschancen fragt, orientiert sich 
nicht an irgendwelchen Zukunftsutopien, sondern an den gegenwärti­
gen Verhältnissen. 
Solange beispielsweise jeder Lehramtsstudent angenommen wurde, 
blieb es uneffektiv, darauf hinzuweisen, daß verschiedene Fächerkombi­
nationen wenig aussichtsreich sind. Ähnlich ist es beim Medizinstu- 15 
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diun1. Es hat nämlicl1 ei11e drastische Veränderung des Betreuungsver­
hältnisses pro Einwohner n11ch u11ten stattgefunden. Und eine ganz dra­
stiscl1e Verände1·ung steht i\nf11ng der 80er Jahre bevor. Nach einer 
diesbezüglichen [,ancltagsdebatte hat mich jemand gefragt, ob ich ei­
gentlich nicht einn1al darülJer redete, daß die Ko11sequenz der Zt1las­
sungspolitik clarin bestel1t, irgendwann zt1 viele Mediziner zu haben. Ich 
konnte dies sehr leicht bear1tw<>rten. Aber charakteristisch ist, daß 
kaum jemand het1te realisiert ··· at1ch wenn es noch vorkommt, daß 
Patienten 11uf den Treppen sitzen, wer111 eir1 Arzt einmal eine Erkältung 
l111t , daß wir auf Gru11d unserer Zt1lassu11gspolitik irgendwann zu 
viele Mecliziner l1aben werden. l)as l1at ni<.~ht nu1· etwas mit dem Beruf, 

sondern auch mit cler Eir1komme11serwartung zu tun. 
Es geht im Kern lJei der heutigt~n Bildt1r1gsdebatte um folgendes: Worin 
liegt eigentlicl1 die Weisheit: in dem Of'fenhalten der Bildungschance 
für wie viele unserer Bev('llkert1ng zt1 welchen Ko11ditionen, mit welchen 
lnhalter1, oder aber in einen1 Zt11·ückschneiden auf einen vermuteten 
gesellschaftlichen Bedarf'> Mei11e Frage ist: Wer stellt diesen gesell­

schaftlic:he11 Beda1·f fest t111cl wer ma(~}1t die J\uslese '? 

REl)AK1'J()N: l)en B(~darf a11 l,el1rern n1üßte man doch eigentlich recht 
gut prognostizieren kö11nen. Wie kommt es, daß in der Schulpraxis 
Fachlehrer nicht selten i11 Fächern eingesetzt werclen, für die sie nicht 
::1usgebildet si11d? Welc:he Möglichkeite11 hat die Bildungsplanung, dies 

zu verbessern'? 

KROLLMANN: Es ist nic:ht ganz so, dall sich der Becli:irf an Lehrern so 
leicht voraussehe11 läßt: J>rimitiv: Volkswi1·tschaftlicher Bedarf ist das, 
was mar1 bezahlen kann. Sit~ wissen ja, wie dramatisch sich die Nachfra­
ge iindert, wenn bestimmte p<)litische Gesetze in Kraft treten. Ein Bei­
spiel dafür ist die l,ehrer-Schüler-Relation ir1 der Grundstufe, die von 
gegenwärtig 1: :32 Schritt für Schritt bis 1980 auf 1: 25 gesenkt wird, eine 
Proportion, die noch immer über dem et1ropäischen Durchschnitt von 
1: 2() liegt. Daraus ergeben sich natürlich beträchtliche Rückwirkungen 

auf die Nachfrage. Da/3 jede Entscheidung für eine Stundentafel, für den 
Anspruch ei11es ,Jahrgangs auf l ... ehrerstunden in einer bestimmten Klas­
se, daß jede nc)ch so geringfügige Änderung Ausschläge nach oben oder 
unten bewirkt, ist klar. 

Dennoch: Es ist kein Ruhmesblatt für uns alle, daß wir die Feststellung 
des sog. fächerspezifischen Lehrerbedarfs so quälend langsam und unter 
so großen Schwierigkeiten vorgenommen haben. Wahr ist aber auch, 
daß wir bis zum Frühjahr 1975 jeden eingestellt haben, ganz gleich, 
welche Fächerkombination, welche Note, welche vermutete Qualifika-



tion er hatte. Wer l1ätte es aucl1 gewagt, 197() jemand deshalb 11icl1t 
einzustellen, weil vorhe1·zusehen war, daß vielleicht 1980 ein Uberange­

bot an diesen Qualifikationen bestehen würde! 
Ich leugne nicht die Schwächen in der Bedarfsprognose, nlöchte aber 
auch davor warnen, die Aussagekraf't von Planung zu überschätzen. 
Würde nlan beispielsweise die Pflichtstunden in bestimmten korrektur­
intensiven Fächern unter die 24-Stunden-Marke senken ·~was pädago­
gisch dt1rchaus sinnvoll sein kön11te ···-·, so wäre der damit ve1·bundene 
Anstieg des I„ehrerbedarfs beim Finanzminister vermutlich Ursache fiir 
überhöhte11 Blutclruck. Mit anderen Worten: Wir sind hier von soviel 
Setzungen abhängig, daß alle unsere Prognosen nicht viel wert sind. 

REDAKTl()N: Aber gerade clie Setzungen machen es doch erforderlich, 
daß man die Resttltate der Reforme11 wissenschaftlich analysiert. Was 
die Universität Gieße11 betrifft, so ist dort durch fina11zielle Restriktio­
nen ~1uch die wisse11sch;1f'tliche Begleitfo1·schung am Lehrerzentrum ein­
geschränkt wc)rden. 

KROI ... LMANN: Wir h;1ben l1ie1· in Hessen immerhin clie vorhandenen 
universitären Stellen in ei11er Zeit gehalten, in der wi1· dramatisch ge­
kürzt haben in anderen Pc)sitionen. Was wir zur Zeit tun, ist, daß wir 

aus diesem Pool eine vernünftige Verteilung der Stellen vorzunehmen 
versuchen. Das erfordert Umc)rientierung und schafft U11ruhe natürlich 
auch in Gießen. 
Wir wissen, daß wir 1nit dieser Kapazität für die Zeit der geburtenstar­
ken ,Jahrgänge den Sta11darcl von heute schwerlich aufrechterhalten 
können. Wir brauchen einen Zuschlag, auch im Personal. Das wird im 
wesentlichen clurch ein Angebot von befristeten Stellen geschafft wer­
den müssen. Wir werden weder an der Universität noch an der Schule in 
einer Zeit, in der die Bevölkerungskurve stark schwankt, nur mit Le-

• 

benszeitpositionen auskommen können. 

REDAKTION: Ich möchte noch einmal attf den Komplex ,,Hochschulzu­
gang'' zurückkommen. Infolge der Grenznotenermittlung nach dem 
Länderquotenprinzip brauchen hessische Abiturienten jetzt durchweg 
bessere Abiturdurchschnittsnoten für die Zulassung zu Numerus-clau­
sus-Studiengängen als Abiturienten anderer Länder. Für eine Zulas­
sung im Studienfach Medizin z.B. brauchen hessische Abiturienten eine 
Grenznote von 1,4, Abiturienten aus Schleswig-Holstein oder Berlin 
eine Grenznote von 2,0; in anderen Fächern ist es ähnlich. Ist hier 
Abhilfe in Aussicht? 17 
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KR(JLL1vf,4NN: Sie wissen, wir haben geklagt. Das Bundesverfassungs­
gericht hat verkündet, das Verfahren sei z. Z. nicht verfassungswidrig. 
Wir prüfen, ob die f~ntscheidung nicht durch die tatsächliche E11twick­
lung überholt ist. U11ser Ziel ist es, von den Länderquoten mindestens in 
den h11rten Nltn1erus-claust1s-Fächern wegzukommen: Länderquoten 
sind aLts meinem Blickpt1nkt Unfug. In erster Linie kommt es doch dar-
11uf an, clie geeigneten StudienbewerlJer auszuwählen. 
Ich lJin n1ir bewußt, d;1ß es Unterschiede in der Notengebung gibt und 
die l,änclerqt1ote cler P1·eis ist für c!ie Ablösung des Bonus-Malus-S)'­
stems. l)enr1och sind die jetziger1 Verhältnisse unerträglich. 

REI)AKTI()N: Zt1m Kon1plex Schulreform·········· Universität gehören auch 
die PrcJhleme clt.~r umgekehrte11 Richtung: Löst eige11tlich die Universi­
tiit ihrE~ AL1fg11be cler AL1shildt111g von Lehrern zufriede11stellend '? Im üb­
rigen: J)ic' U niver·sität heto11t Schwie1·igkeiten, die aus der Scht1lreform 
auf sie zukcJn1men, nicht aus Klagelust, sondern weil sie Sorgen und 
Pflichten h11t. Welche Pflichten der Universität n1öchten Sie für die 
r1äc~l1sten ,Jal1re heso11clers unterstreichen? 

KROLi.MANN: 111 der Frage der Lehrerausbildung halte ich es für drin­
gend erforclerlich, daß wir hier einen Schwerpunkt der Stuclienreform 
setzen. l)er fachorientierte Teil des Studit1n1s unserer Lehramtsaspiran­
ten muf3 ein besonderes Gewicht bekommen und sollte mindestens mit 
eiern Diplom I, d11s wir ja nach dem Hochschulrahmengesetz generell 
haben werden, honoriert werden. Daneben aber brauchen wir nach wie 
vor clas erste Staatsexamen. Die Erfahrung zeigt, daß auf dem Arbeits­
markt jemand mit einem Lehramtsexamen, auch wenn er gar nicht Leh­
rer wird, immer noch bessere Chancen hat, als wenn er sich unter ir­
gendeinem etwas diffusen Titel bewirbt. Die Studienordnung sollte ei­
nerseits eine gewisse Breite der Ausbildung gewährleisten, andererseits 
müssen in ihr sofortverwendbare Elemente vorhanden sein. 
Einern Studenten der Romanistik beispielsweise könnte die Universität 
die Möglichkeit einräumen, auch das Dolmetscher-Examen abzulegen. 
Ähnliches gilt für eine Reihe anderer Bereiche. Ich würde dabei nicht so 
weit gehen wollen wie nordamerikanische Universitäten, an denen Di­
plome erworben werden können in Bühnenbeleuchtung oder derglei­
chen. Aber ein wenig davon·- auch hier gilt es, das rechte Ma.ß und die 
richtige Mitte zu finden sollten wir uns leisten können. 
Der Staat muß dafür Sorge tragen, daß möglichst viele qualifizierte 
junge Leute in der ersten Hälfte ihrer 20er Jahre eine zweite, unmittel­
bar berufsbezogene Qualifikation bekommen können. Ich decke mich da 
völlig mit den Thesen eines wirklich im besten Sinne konservativen 



Mannes wie Dichgans, der meint, daß ein reiches Industrieland wie die 
Bundesrepublik sich ein derartiges Bildungssystem leisten können muß. 
An den Universitäten sollten inbesondere für die jetzt antretenden ge­
burtenstarken Jahrgänge diese Möglichkeiten geschaffen werden. 

REDAKTION: Herr Minister, Sie hatten in unserem Gespräch darauf 
aufmerksam gemacht, daß jemand mit einem Lehramtsexamen, auch 
wenn er gar nicht Lehrer wird, auf dem Arbeitsmarkt immer noch besse­
re Chancen hat, als wenn er sich mit irgendeinem akademischen Ab­
schluß bewirbt, der nicht bekannt ist und daher kaum Qualitätsansehen 
hat. Daraus müßte doch folgen, daß die Lehramtstudiengänge wieder 
stärker geöffnet, die zulassungsbeschränkenden Eingriffe künftig redu­
ziert werden. Werden Sie diese Konsequenz ziehen? 

Müßte dann nicht auch die Reduzierung der Lehrkapazität auf dem 
Sektor der Lehrerstu(liengänge gestoppt. werden? Würde dann der -- im 
wesentlichen ja wohl durch die Bedarfslage bei den Lehrerstudiengän-
gen begründete~ überproportio11ale Stellenabzug von der Universität 
Gießen, der in der mittelhessischen Region Un1·uhe verursacht, aufhö­
ren? 

KROLLMANN: We1111 der Absolvent eines I ... ehramtsstudienganges 
auch außerhalb der Schule bessere Berufschancen hat, dann liegt das 
nicht so sehr daran, daß die heutigen Lehrerstudiengänge besonders 
,,polyvalent'' sind, sondern daran, daß einige mit einer akademischen 
Prüfung abschließende Studiengänge mögliche spätere Berufstätigkei­
ten außerhalb von Schule und Hochschule so gut wie nicht berücksich­
tigen. Ich denke dabei an die Geisteswissenschaften. Deshalb habe ich 
dafür gesorgt, daß in einer Arbeitsgruppe Geisteswissenschaften unter 
Beteiligung der Hochschulen und des Ministeriums Oberlegungen zu 
einer praxisbezogenen Neuordnung angestellt werden. 
Im Rahmen unserer Politik der Offnung der Hochschulen wird zu prüfen 
sein, ob die Entscheidung der Studenten für einen bestimmten Abschluß 
nicht in das Studium hineinverschoben werden kann, so daß der Bewer­
ber zunächst für ein Fach zugelassen wird und er die Wahl des Ab­
schlußexamens auf Grund einer schon recht genauen Kenntnis des Fa­
ches und der beruflichen Chancen treffen kann. 
Bekanntlich sind Zulassungsbeschränkungen für Lehramtsstudiengän­
ge außer Lehramt an Gymnasien, wo der Kultusminister nicht selbst 
entscheiden kann, sondern an die ländereinheitliche Willensbildung in 
den Gremien der Dortmunder Zentralstelle gebunden ist von uns 
inzwischen aufgehoben worden. Man sollte sich aber wirklich anschau­
en, ob die Kontingente in den Lehramtsstudiengängen denn nach der 19 
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Beschränkung auch tatsiichlich 11t1sgef\.illt werden. Da gibt es sicherlich 

einige Uber1·aschunge11 ! 

RED1\KTION: Damit ger11de auc:l1 die Lehramt.sstudiengänge ,,polyva­
le11t'', d. h. herufshinsicl1tlich vielfacl1 verwendbar werden, müssen in 
sie ......... wie Sie sagten . Ele1ne11te eingehat1t werden, die diese Vielfach-
verwendbarkeit siche1·n. Meines Er11cl1tens könnten hier www •• unter ande­
rem .... at1ch eine Reihe von F'ächern p<>lyvalenzfördernd eingreifen, die 
nicht u11mittelh<1re l,ehra1ntsfiicher sincl. Ich denke da nicht nt1r an die 
Philosophie, <lie ja sozusage11 die institutio11alisierte Polyvalenz ist und 
seit je Polyvale11zprofis erzeugt, sonclern }lUch an die sogenannten 
,,Kleinen F'ächE~r''. Das würde <1ber - meines Erachtens schlechthin 
richtigerweise ....... beclet1ten: Die Studienqualität einer Universität hängt 
ganz entscheidencl an der Präsenz der kleinen Fächer. Ist darum die 
immer wieder ei11mal 11uf't:1uchende Idee einer Konzentration bestimm­
ter klei11er Fächer nt1r an bestimmten Universitäte11 ···-·· t1nd ihrer Til­
gung an anclere11 ········ nic:ht sel1r kurzsichtig? 

KR()LLMANN: In den sogenan11ten kleinen Fächern ist es at1ch heute 
noch meistens so, claß ein Professor ein Fach allein vertritt. Man muß 
sich fragen, <)h die derzeitige personelle und sachliche Ausstattung dann 
nicht unterhalt) des Minimums liegt, clas heim heutigen Stand der Wis­
senschaften unerläßlich ist. Denn auch diese Fächer unterliegen Diffe­
renzierungs- und Spezialisierungsprozessen, die es einem Hochschulleh­
rer nicht mehr erlauben, das Fach in der ganzen Breite zu vertreten. Auf 
der anderen Seite kann ich angesichts der Nachfrage sowohl der Bewer­
ber als auch des Arbeitsmarktes eine Ausweitung der Ausbildungskapa­
zität insgesamt nicht vertreten. 
Will man beide Aspekte auf einen Nenner bringen, kann die Frage der 
Konzentration nicht unberücksichtigt bleiben. Man wird aber auch an­
dere Möglichkeiten voll ausschöpfen müssen, z.B. die verstärkte Ko­
operation zwischen den Hochschulen oder die Abstimmung fachlicher 
Schwerpunkte. Gerade in Mittelhessen sind die Voraussetzungen dafür 
günstig. Wir werden mit den Hochschulen darüber nachdenken müssen, 
ob an jeder Universität das ganze Spektrum angeboten werden muß. 
Schließlich sollte man den Beitrag, den die kleinen Fächer zur Verbesse­
rung der Berufschancen leisten, nicht überschätzen. 

REDAKTION: Herr Minister, wir danken Ihnen für die Beantwortung 
unserer Fragen. 




